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Viele Betriebe überleben entwe-

der gerade mal so oder werden 

rasch ein Fall für das Insolvenz-

gericht. Auch die Beschäfti-

gungsgrößenentwicklung der 

letzten zehn Jahre (1997 bis 

2006) gibt ob leicht stagnie-

render Zahlen besonders im 

kleinen Segment mit nur weni-

gen Angestellten kaum Anlass 

zur Freude.

Fünf kritische Jahre

Die renommierte Mödlinger 

Steuerberaterin, Sachverstän-

dige und Wirtschaftsexpertin 

Ursula Plachetka bringt es auf 

den Punkt: „Erst wenn ein klas-

sisches KMU von der Gründung 

an gerechnet fünf erfolgreiche 

Jahre hinter sich hat, bestehen 

gute Chancen auf eine positive 

Zukunft. Viele scheitern inner-

halb dieser Frist, weil sie gra-

vierende Fehler begehen oder 

weil sie im Unklaren sind, wie 

sich das Unternehmen entwi-

ckeln soll. Eine eklatante Ver-

schärfung dieser Problematik 

ergibt sich zusätzlich aus dem 

als seltsam zu bezeichnenden 

Umstand, dass dieser Betriebs-

form hierzulande statt echter 

Förderung eine Menge von Hin-

dernissen widerfährt!“ 

Die Ursachen des Scheiterns 

heimischer KMU lägen zumeist 

in Versäumnissen wie etwa zu 

wenig Erfahrung in der Bran-

che, zu wenige Kontakte, zu 

wenig Eigenkapital und letzt-

lich auch zu wenige betriebs-

wirtschaftliche Kenntnisse 

hinsichtlich Finanzplanung, 

Kalkula tion und so fort. Diesem 

Manko könnte der rechtzeitige 

Gang zur Beratung abhelfen, 

doch viele Unternehmer sehen 

darin eine Niederlage und ein 

Zeichen, dass sie selbst nicht in 

der Lage sind, es allein zu schaf-

fen. Manche zögern daher viel 

zu lang bei der Bitte um Hilfe. 

Auch die heimische Zahlungs-

moral ist ein Problem, mit dem 

vor allem Kleinstbetriebe oder 

die neuen Ich-AGs kaum fertig 

werden. Wenn trotz guter Auf-

tragslage die Rechnungen nicht 

oder nur sehr verspätet begli-

chen werden, bedeutet dies für 

viele den Untergang, denn das 

Finanzamt oder die Sozialversi-

cherungen treiben Kleinbetrie-

ben lieber in den Abgrund statt 

Aufschübe zu gewähren.

Märchen und Ohrfeigen

Damit sind wir bei der zwei-

ten Variante des möglichen 

Scheiterns, denn zu diesen gra-

vierenden Schwierigkeiten 

gesellen sich Bürokratie und 

rechtliche Aufl agen. Maßnah-

men wie die Basel-II-Regelung 

(die von Banken auf alle Klein-

unternehmer angewandt wird, 

obwohl die Anwendung der ver-

schärften Kriterien eigentlich 

erst ab einer Mio. Jahresum-

satz erfolgen dürfte) sind eben-

so ein Schlag ins Gesicht wie 

die Mär von Förderungen oder 

Steuererleichterungen. Die In-

vestitionsförderung gilt nur 

für Einnahmen-Ausgabenrech-

ner, Branchenpauschalierungen 

sind, wie der Name sagt, weni-

gen Branchen vorbehalten, und 

bilanzierende Einzelunterneh-

mer und Ich-AGs müssten weit 

über 100.000 Euro im Jahr ver-

dienen, um seit heuer mögliche 

steuerliche Vergünstigungen 

für nicht entnommene Gewinne 

geltend zu machen. 

Die kräftigste Ohrfeige sind 

die völlig überzogenen und Ar-

beitsplätze gefährdenden Lohn-

nebenkosten. Österreich ist 

nämlich nicht zuletzt ein volks-

wirtschaftliches Hochpreisland, 

weil uns diese Kosten überrol-

len. Diese Tatsache ist arbeits-

markttechnisch völlig kontra-

produktiv, denn der Umstand, 

dass etwa ein Angestellter ab 

1618,49 Euro Nettoverdienst 

den Unternehmer mehr als das 

Doppelte kostet, ist pures Gift. 

Zwar wird immer gefordert, 

dass man zusätzliche Arbeits-

plätze schaffen müsse, doch  be-

vor sich ein KMU einen neuen 

Dienstnehmer überhaupt leis-

ten kann, muss der Umsatz be-

ziehungsweise Gewinn erst weit 

überproportional wachsen. Eine 

tatsächliche Hilfe für KMU und 

Arbeitnehmer kann daher nur in 

der Reduktion der irrsinnigen 

Lohnnebenkosten liegen. In 

diesem Punkt – und da sind sich 

alle Experten einig – hat der 

Staat bislang völlig versagt. 

Drang nach Wohlstand

Dass heimische Unterneh-

mer trotz alledem voller Elan 

gründen und Risiken eingehen, 

ist mit dem Drang nach Erfolg 

und Wohlstand begründet, und 

das gibt abseits der erstarrten 

politischen Taubheit Anlass zur 

Hoffnung, dass auch heuer wie-

der viele den Versuch wagen, 

trotz massiver Hindernisse ihr 

Glück zu suchen. Denn diese 

Einstellung inmitten einer eher 

trägen, die Leistung bestra-

fenden Gesellschaft kann man 

gar nicht hoch genug loben.

Schweiz zieht 
Investoren an
Österreichische Firmen ha-

ben zuletzt deutlich mehr in 

der Schweiz investiert als um-

gekehrt. Laut Statistik steck-

ten heimische Unternehmen 

2005 insgesamt 468 Mio. Euro 

in die Schweiz. Die Neuinvesti-

tionen der Schweizer in Öster-

reich im selben Zeitraum lagen 

demgegenüber nur bei 109 Mio. 

Euro. Dieser Trend dürfte sich 

auch 2006 fortgesetzt haben. 

„Wir haben festgestellt, dass 

zahlreiche österreichische In-

vestoren im vergangenen Jahr 

in der Schweiz Aktien gekauft 

haben“, sagte Doris Leuthard,  

Schweizer Bundesrätin für 

Wirtschaftspolitik, kürzlich bei 

ihrem Wien-Besuch. Für Auf-

sehen hat bei den Eidgenossen 

zuletzt vor allem die Beteili-

gung der österreichischen In-

vestmentgesellschaft Victory 

rund um die beiden Investoren 

Ronny Pecik und Georg Stumpf 

gesorgt. 2005 gewannen sie zu-

nächst den Übernahmekampf 

um den Mischkonzern Unaxis, 

der heute wieder Oerlikon heißt. 

2006 übernahm dieser dann den 

traditionsreichen Schweizer Au-

tozuliefer Saurer, und 2007 stieg 

Oerlikon mit 20 Prozent beim 

Technologieunternehmen As-

com ein, wo man jetzt ebenfalls 

größter Einzelaktionär ist.

China verbrennt 
mehr Kohle
China hat für seine boomende 

Wirtschaft erstmals mehr Koh-

le aus dem Ausland gekauft, 

als es selbst ausgeführt hat. Im 

Jänner war das Land damit zum 

ersten Mal Nettoimporteur von 

Kohle, wie die chinesische Zoll-

behörde mitteilte. Das Reich 

der Mitte importierte demnach 

4,7 Mio. Tonnen Kohle, das sind 

81,1 Prozent mehr als im Vorjah-

resmonat. Die Kohleexporte fi e-

len um 20,4 Prozent auf 3,3 Mio. 

Tonnen. China gewinnt rund 70 

Prozent seines Stroms aus Koh-

le. Die chinesischen Behörden 

machten für den starken Import 

von Kohle auch die mangelhafte 

Infrastruktur des Landes ver-

antwortlich. Deshalb könne die 

Kohle von den Bergwerken im 

Landesinneren nur schlecht in 

die Wirtschaftsmetropolen der 

Küste transportiert werden und 

müsse aus dem Ausland bezo-

gen werden. China war bereits 

vor zehn Jahren Nettoimporteur 

von Öl geworden. Der Energie-

hunger seiner Wirtschaft könnte 

die Kohlepreise weltweit in die 

Höhe treiben. Deutschland hat 

vor Kurzem den Ausstieg aus 

der Steinkohleförderung be-

schlossen. Kritiker machen gel-

tend, dass steigende Weltmarkt-

preise für Steinkohle in einigen 

Jahren Subventionen wieder 

sinnvoll machen könnten.

Ausgeglichene 
Handelsbilanz
Österreichs Handelsbilanz ist 

praktisch ausgeglichen. Die 

Statistik Austria hat die vorläu-

fi gen Zahlen für 2006 vorgelegt. 

Demnach legten die Exporte im 

Vorjahr um 12,7 Prozent auf 

106,8 Mrd. Euro zu, die Impor-

te stiegen im gleichen Zeitraum 

um 10,8 Prozent auf 106,9 Mrd. 

Euro. „Der österreichische Au-

ßenhandel war auch im ver-

gangenen Jahr der Motor der 

heimischen Wirtschaft“, kom-

mentierte Wirtschaftskammer-

präsident Christoph Leitl. „Das 

Exportwachstum von 12,7 Pro-

zent bestätigt unsere Progno-

sen, die wir im Lauf des Jahres 

immer wieder nach oben hin 

korrigieren konnten.“ Die im 

Vorjahr angepeilte 100-Mrd.-

Exportschallmauer wurde mit 

einem Ausfuhrvolumen von 

106,8 Mrd. Euro deutlich durch-

brochen. Gemeinsam mit den 

Dienstleistungsexporten macht 

das österreichische Ausfuhr-

volumen bereits rund 150 Mrd. 

Euro aus. „Damit werden 60 von 

100 Euro mittlerweile außerhalb 

unserer Grenzen verdient“, be-

tonte Leitl. Von den rund 60.000 

neuen Jobs im Vorjahr wurden 

etwa 40.000 durch Export erfolge 

geschaffen. Beim Export hat 

Österreich in allen Weltregio-

nen Zuwächse verzeichnen kön-

nen. apa/kl
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Förderung von Klein- und Mittelbetrieben
Steuerliche Entlastung 2005 in Millionen Euro

Senkung
Körperschaft-
steuer (2005)

Tarifreform Ein-
kommensteuer

Investitionszuwachsprämie
(2005 ausgelaufen)

gesamt
1.320

350

330

Begünstigte Besteuerung 
nichtentnommener Gewinne

290

130

Lehrlingsprämie

Forschungs-
förderung

90

70

Förderung
Auftragsforschung

40

Förderung
Aus-/Weiterbildung

20

249.219 Betriebe in Österreich

33.670
Kleinbetriebe

(10-49 Mitarbeiter)

6.653
Mittlere Unternehmen
(50-249 Mitarbeiter)

1.339
Großunternehmen

(über 250 Mitarbeiter)

207.557
Kleinstbetriebe
(1-9 Mitarbeiter)

Stand
2005

 Zahlenspiel 

 99,5 Prozent aller Unternehmen Österreichs 

sind Kleinstunternehmen sowie Klein- und 

Mittelbetriebe (KMU). 83,1 Prozent der 

Unternehmen haben weniger als neun Mit-

arbeiter, 13,6 Prozent sind KMU mit 15 bis 

49 Mitarbeiter, eine Zahl, die sich seit dem 

Jahr 2000 um 0,5 Prozentpunkte erhöhte. 

2,8 Prozent aller Unternehmen, ebenso zu 

den KMU zählend, beschäftigen 50 bis 299 

Mitarbeiter. In diesem Segment hat es in den 

vergangenen sechs Jahren eine Veränderung 

um plus 0,1 Prozentpunkte ergeben. Die Zahl 

der Großunternehmen (über 300 Mitarbei-

ter) ist mit 0,4 Prozent konstant geblieben. 

Anhand der Förderungen ist abzusehen, dass 

Österreich in Sachen Förderung der Aus- und 

Weiterbildung sowie bei der Forschungs-

förderung nicht gerade tief in die Schatulle 

greift. Was sich heute angeblich durch einen 

Fachkräftemangel rächt. Fraglich ist nur, ob 

die Unternehmen sich selbst hätten aktiver 

darum kümmern müssen, anstatt alles vom 

Staat zu fordern. Tatsache ist, und darum 

kann sich die neue Regierung nicht her-

umschwindeln, dass die Lohnnebenkosten 

niedriger werden müssen. red  
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